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welchen die Errichtung neuer Gasthöse, Wirthshäuser
und Schenken bewilliget werden könne.

Das Direktorium hat auch vernommen, daß meh-
rere wichtige Gründe die Kommission bewegen werden,
den Vorschlag zuthun, daß einem jeden Bürger, der
gestnnet wäre eine solche Wirthschaft zu errichten, ge-
gen Erlag einer gewissen Summe, Patenten zugeferrigt
werden. Dieses ist ohne Zweifel das einzige und wirk-
samfte Mittel, den konstituirten Gewalten die Leichtig-
keit zu verschaffen, alle die Häuser kennen zu lerne»,
über welche die Wachsamkeit einer thätigen Polizei sich
erstrecken soll; es ist das Mittel, den Bezieherü der öf-
fenrlichen Einkünfte die Personen bekannt zu machen,
welche an den Auflagen von Getränke» beizutragen ha-
ben, und es ist das Mittel, denen Besitzern von Gasts
höftn und Wirthshäusern, die auf dem Punkte stehen,
mit ihrenr. ausschließlichen Rechte den gröstcn Theil ihs
res Eigenthums und einen beträchtlichen ihres Lebens-
Unterhalts zu verlieren, eisige Schadloshaltung zu ge-
währen.

Aber diese Erschaffung von Patenten gegen Erlag
einer Summe konnte nicht von euch in Berathschlagnng
genommen werden, bevor euch dieselben von dem voll-
ziehenden Direktorium konstitutjonsmäßig vorgeschlagen
worden ist.

Indem sich das Direktorium mit dem Vernügen
schmeichelt, an allen den heilsamen Absichten, die euch
m euren Berathschlagungen leiten, mitwirken zu köm

nen, stehet es keinen Augenblik an, Bürger Gesezgeöer,
euch eine Taxe auf die, ben Bürgern welche Gasthöfe,
Wirthschaften w. errichten, zu ertheilenden Patenten
vorzuschlagen.

Es halt dafür, der höchste Belauf dieser Taxe
könne auf 6 Duplonen, und der geringste auf 2 Duplo-
nen für die Gafthöfe und Wirthshäuser, nnd auf eine
Duplone für Pin ten schenk,m gesezt werden. Es siehet
als nothwendig an, daß diese Patenten Erlaubniß-
scheine) alle Jahre erneuert werden, und glaubt, ein
Theil der hievon eingehenden Summe könnte auf eine
angemessene Weise zu Entschädigung derjenigen verwen-
det werden, welche durch Abschaffung der ausschließt
chen Tavernen einen beträchtlichen Theil ihres rechtmäßig
erworbenen Eigenthums verlieren.

Das Direktorium legt euch aber nicht die be-
stimmte Abfassung dieser Artikel vor, weil es fühlt,
daß sie aus andern vorläufigen Bestimmungen, deren
Ankrag ihm nicht zukömmt, hergeleitet werden muß,
und weil es keineswegs gestnnet ist, den gesezgebem
den Rathen durch einen buchstäblichen Vorschlag be-
schwerlich zu fallen, dessen Sinn ohne Wiederspruch
angenommen werden könnte, und wovon jedoch einige
besondere Ausdrücke nicht auf das Ganze eures Dekrets
«aßen würden. Republikanischer Gruß.

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums.
Glayre.

Im Namen des Direktoriums der Generals«.
Mousson.

Hub er fodert Vertagung, bis das Weinschenkgut-
achten behandelt wird. Dieser Antrag wird ange-
nommen.

H u der, im Namen der Volksblatts - Kommission,
fsdert vom Direktorium Auskunft über das Vc-lksblatt,
und seine veranlaßten Unkosten. Einmükhig wird eine
solche Einladung îans Direktorium erkannt.

Escher im Namen der Münzkommission legt ein
Gutachten vor:

Bürger Gesezgeber:
Eure vor 3 Wochen in geheimer Sitzung nieder-

gesezte Münzkommission, hat sich über den Gegenstand
den ihr derselben zn bearbeiten auftraget, mit Sorgfalt
überall Licht aufgesucht, wo sie dasselbe gründlich zu
finden glaubte, und fühlt sich verpflichtet zu erklaren,
daß sie sich besonders in den Berichten des Bemeris
sehen Münzmeisters B. Fuetters am zweckmäßigsten be--

lehrt hat: diesem zufolge und nach eigner reifer Bera-
tung dieses Gegenstandes, hat sie die Ehre euch folgen-
den Vorschlag einer Bothschaft an den Senat zu ma-
chen, und wird euch über einige Nebenumstände dieses,
das erstemal in geheimer Sitzung behandelten Gegen-
stände«, ebenfalls in geheimer Sitzung einige Auskunft
ertheilen, wann ihr es verlangt.

An den Senat.
Der große Rath hat
In Erwägung daß es dringend ist ein festes Münz-

system in der helvetischen Republik zu bestimmen und so-
bald möglich einzuführen;

In Erwägung daß es sowohl Pflicht als Klugheit
crfodert, daß die groben Münzsorten eines Staats
nach diesem gesezlich bestimmten Münzfuß ausgeprägt
werden;

In Erwägung daß aber kleinere Münzen die im
täglichen Umlauf einer allmähligen Abnutzung ausze-
ftzt sind, eines etwas geringeren Gehaltes seyn dür-
ftn, theils in Rücksicht der beträchtlichern Ausmim-
zungskosten, theils um die Nation durch diese Abnuzung
nicht einem zu empfindlichen Verlust auszusetze«;

In Erwägung daß sowohl die Bestimmung des ge-
ringen aber nothwendigen Zusatzes bei den Silbermün-
zen, als auch die Metallmischung der Scheidemünzen
am zweckmäßigsten der Leitung der vollziehenden Ge-
walt aufgetragen wird;

In Erwägung daß die Decimal - Eintheilung alle
Rechnungen wesentlich erleichtert;

In Erwägung daß der G-branch fremder Scher-
demünzcn, oder auch Münzen edlen Metalls, welche aber
abgenuzt oder gar beschnitten sind, einen Staat in be-
trächrlichen Verlust in Rücksicht des wahren Werthes der
in Umlauf stehenden Geldmasse, bringt;

In Erwägung daß eine Würdigung der Vorhände-
nen mannigfaltigen schweizerischen Münzen und der bis-
her gebrauchten fremden groben Münzen dringend ist,
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ws fie ohne Nachtheil einzäer Gegenden in allgemein
ncm Umlauf in der Republik bringen zu können;'

Zu Erwägung endlich, daß das Verhältniß der
Goldmünzen zu den Silbermünzen der größten Verän-
derllchkcit unterworfen ist;

In Erwägung aller dieser Rüksichten, hat der große
Rath nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
7. Das Recht Münzen zu schlagen kommt aus-

schließlich dem Staat zu.
2. Das Silber ist die Grundlage des Gehalts der

Müuzeu und des Münzsystems.
3. Die Mark feines Silber ist unabänderlich auf kosten abgezogen werden

find, fs wie die ausländischen Eeldssrten welche i«
Helvetien Conrs haben, sollen von nun an gewürdigt
und ihr Werth durch ein Gesez bekannt gemacht werden.

74. DieGoldmünzen sollen keinen geftzlich bestimm-
ten Werth haben und nicht gewürdigt werden, indem
es jedermann frei gelassen ist, dieselben nach einem ge-
genseitig einverstandenen Preise anzunehmen oder an B»-
zahlung zu geben.

iZ. Wenn in die helvetischen Münzstädtc Gold gs-
liefert wird, so können auch wider Goldmünzen dage-
gen an Bezahlung gefedert werden, brj denen Fünftam
scndtheilc am reinen Goldgehalt für die Ausmünzungs-

Dreißig und Sieben Schweizerfranken festgesezt, und
diese Summe in gemünzten groben Sorten helvetischen
Gepräges, soll allezeit und ohne Verminderung Eine
Mark feines Silber enthalten. î

4 Der Schweizerfranken ist in zehen Theile, wel-
che den Namen Batzen tragen, und der Batzen in zehen
Theile, welche den Namen Rappen tragen/eingetheilt.

5. Von der Bekanntmachung dieses Gesetzes an, sol-,
len alle neuzuerrichtende Staatsrechnungen, und alle
vom Staat und gegen den Staat auszufertigende Con-
trakte in Franken, Batzen und Rappen gestellt werden.

6. Alle in Helvetien geprägte Gcldsorken gleichen
Metalls, sollen unter dem gleichen Gepräge und unter
der gleichen Benennung ausgemünzt werden.

7. Alle Silbersorten bis und mit Inbegriff der
Frankenstucke, sollen auf den Fuß des Münzsystems
und nach dem im iten §. bestimmten Gehalte ausge-
münzt werden.

8. Die l Frankenstücke sollen auf den Fuß ausge-
münzt werden, daß dreißig und acht Schweizerfranken
immer und ohne Verminderung eine Mark feines Sil-
der enthalten.

9. Die 5 Batzenstücke sollen auf den Fuß ausge-
münzt werde», daß dreißig und neun Schweizerftanken
immer und ohne Verminderung Eine Mark feines Sil-
der enthalten.

10. Die Scheidemünzen von vermischtem Metall
(Billon) gehören nicht unter diesen Münzfuß, und die
Bestimmungen über ihre Verfertigung und Herausgabe,
so wss auch über den Zusatz der Silbermünzen selbst,
sind dem Vollzichnngsdirektorium aufgetragen.

11. Alle fremden Silber - imd Kupfermünzsorten,
so wi« auch die fremden Münzen vermischten Meralls,
(Bülvn) unter dein Werthe von 5 Batzen, unter denen
besonders auch die Batzen und halbe Batzen der Graf-
schaft Neuenburg begriffen sind, sind von nun au in
Helvetien gänzlich verboten.

12. Alle verblichene und beschnittene ausländische
Seldfsrtcn sind von nun an in Helvetien gänzlich ver-
boten.

13. Alle Silbersorten oder Münzen vermischten

16. Gegenwärtiges Gese; soll durch den Drllk i»
der ganzen Republik bekannt gemacht werden.

Die Dringlichkeit wird begehrt, um das Gutachten
in 2 Tage» behandeln zu können. Zugleich zeigt Escher an,
daß er im Namen dergleichen Kommission der Versamm-
lung in geheimer Sitzung einige Angaben mitzutheilen
habe. Die Dringlichkeit wird erklärt und die Versamm-
lung bildet sich in geheimes Comite.

N ach mittags si tzung.
Sam. Schenk und Christ. Egerten von Rf-

therbach im Kanton Bern begehren daß dcr Aüff-
kündung und Eintreibung der zinsbaren Schulden für
einige Zeit Einhalt gethgn werde. Leglcr fodert Ta-
gcàdn'.mg weil wir biShin immer über ähnliche Ve-
gehren nicht eintraten. Z i mm ermann folgt, und
denkt wer die Staatsavgabeu bezahlen müsse, müsse
auch seine Schulden einfordern können. H üb er ist

zwar gleicher Meinung., doch denkt er wäre es nicht
übel gethan, eine Commission zu beauftragen, die
Betreibung der Schulden aus dem Civilcodex ausza-
heben und besonders zu bearbeiten damit nicht durch
böse Gläubiger, Unordnung und Druk veranlaßt wer-
den könne. De sloes denkt, alle Bürger müßen
vor dem Gesezgeber gleich seyn und solche Begehren
kommen vielleicht von solchen Bürgern und Unterstützen»,
dcr Revolution her, welche glaubten alle Schulden
werden durch dieselbe aufgchcbt ; daher federt er Ta-
gesordaung. Äesch stimmt Hubem bei, weil viele
ehrliche Leuthe durch den Schuidentrieb sehr gedrült
werden. K i i ch in a u n ist gleicher Meinung daß man
den Bedrängte» Hülfe schassen müsse. E scher will
aus Ziebe für die Bedrängte» zur Tagesordnung gehen,
weil durch unvorsichtige Maaßregeln leicht allgemeines
Misttranen entstehe» könnte, wodurch dann eine weit
grössere Menge von Gläubigern über ihre armeil Schuld-
ner Herfällen und also mehr Druk vOrcmlassen wurden,
als wann wir dadurch aligemeines Zutrauen bewirken,
daß wir in ähnliche Begehren nicht eintreten; eben
deswegen auch fodert er über Hubers Antrag Tages-

-orduung, indem er denkt ein solch wichtiger und be-

Metalls, die bisher in Helvetien ausgeprägt worden^sonders iii NuksichtdesNallvnaikre'dits weit aussehender



Gegenstand könne in keiner Rachmittagssitzung behan-
dclê werden. Hub er beharret auf dem Begehren,
diese« Gegenstand aus dem Civilcodex auszuheben und
abgesondert zu behandeln ; doch will er dag die Com-
mission über die Mißbrauche der Rechtsform, auch
hierüber einen vorläufigen Rapport mache. Z i m m c r-
mann will gern zugeben, daß die Commission über
Rechtform ein Gutachten vorlege, allein über diese
Bittschrift will er aus Achtung für das Recht, zur Ta
gêsordnung gehen. Dieser Antrag wird angenommen.

Benedikt Roder, Müller von Wengi im Kam
ton Bern, fodert Entschädigung für zwei Pferde, die
er den V?rner Truppen abgeben mußte, um Verwundte
in den Spithal zu führen. Auf A i m mer m a n n s Antrag
wird diese Bittschrift an die Commission, welche über
die Schulden der alten Regierungen niedcrgesezt ist,
gewiesen.

Die Gemeinde Sallerino im Distrikte Mendris
fodert, daß B. Onor. Ponti die Gewehre und Pa-
trontaschen ersetze, die er ans ihren Zeughäuftren ge-
nonimen habe, weil er hierzu vcrmoglich genug ist.

Pellegrini fodert Tagesordnung, weil dieses Be-
gehren richterlich ist. S chlu in p f folgt ; eben so auch
Zimmerman. Dieser Antrag wird angenommen.

Carl Stephan Michaudvon Avenx im Kam
ton Leman, begehrt von einigen Beschwerden und
Feodalrcchtcn sich loskaufen zu können. Zimmer-
mann fodert begründet auf das Feodalreclsssgcsez die
Tagesordnung. K o ch sieht den ersten Gegenstand als
eine Pacht an welche keineswegs nach demFeodalrecht-
Gesez behandelt werden könne; er fodert Verweisung
an die Commission, welche über den Unterschied zwischen
Pacht- und Grundzins medergesezt ist. Gecrctan
stimmt Koch bey. Jomini ist gleicher Meinung. Zim-
mermann fodert Verlesung der Bittschrift, weil wenn
der von Koch vermuthete Umstand wahr ist, der Bitt-
sieller ein hirnloser Camerad ist. H u bcr stimmt Zim-
mermann bei. Secretan beharret auf Koch's Am
trag, welcher angenommen wird.

Verschiedene Abgeordnete aus dem Kanton Bern,
federn Verminderung der Prozeßkostcn in diesem Kam
ton. Geyser fodert Verweisung an die hierüber nie-
dergesezte Commission, und bittet dringendst um bal-
digen Rapport. Schlumps folgt, weil es heillos ist,
wie die Advokaten sich Schreibtaxen bezahlen lassen,
denn aus den Beilagen ergiebt sich, daß von einer
Seite 15 Batzen gefodert werden; eine solche Seite
enthalt 18 Zeilen, die Zeile 10 bis 12 Buchstaben; folg-
lich ist es dringend, hierüber baldige Hülfe zu schaffen.
Dieser Antrag wird angenommen.

Wilhelm Sch mied aus demDistrikt Neus, be-
gehrt, daß er für dasHintcrsaßgeld nicht rechtlich belangt
werden könne, bis das Gesez über die Bürgerrechte
herausgekommen ist. Secretan fodert Niede-legung
auf den Kanzleitisch, bis ein Gesetz hierüber gemacht
ist. H über fodert Tagesordnung, west der Rechts-

trieb nicht unterbrochen werden soll. Secretan be-

harret- Desl 0 es stimmt Hubern bei, weil die Ge-
setze nicht znrükwirken sollen, und hier von einem schon

verfallenen Hmtersaßgeld die Rede ist. H über beharret,
weil wann diese Gesetze zurükwirkten, die schon bezahl-
ten Hmtersäßgelder wider zurükbezahlt werden müßten.
Man geht zur Tagesordnung.

I. F. L. Grosjean von Neus im Leman, fodert
Legitimation eines Kindes, daß er als Vater desselben
erkläre werde, und daß dieses alle Rechte eines Kindes
erhalte. H u b er fodert Tagesordnung, begründet auf
das Gesez über unehliche Kinder. Secretan fodert
Tagesordnung, begründet auf das Gesez und auf die
Richterlichkeit des Begehrens als Vater erklart zu
werden. Dieser leztere Antrag wird angenommen.

Die Taglöhner aus der Gemeinde Ruppoldsried,
beschweren sich über die Bürger dieser Gemeinde. welche
sie in der Vercheilung und Benutzung der Gemeind-
guter, übervsrtheilen. Kilchmann fodert Verweisung
an die Gemeindsgüter-Vertheilungscommissson. Hub e r
fodert Tagesordnung, weil die Sache richterlich ist.

Fierz stimmt Kilchmann bei. S ch lumps stimmt
Kilchmann bei. Zimmermann stimmt Hubern bei,
dessen Antrag angenommen wird.

RudolfWasen von Wattenwyl imKantonBern,
wünscht eine Wittwe zu Heuratheu, deren Wittwcnzeit
noch nicht verflossen ist. Man geht einmürhig zur
Tagesordnung.

Hans Binggeli von Guggisberg, Distrikt
Schwarzenburg, fodert Legitimation eines Kindes,
und Erlaubniß dessen Mutter heurathen zu dürfen,
weil ihm dieses wegew einer vorhergegangenen Ehe-
scheidung von der alten Regierung verweigert wurde.
Sec re tan bemerkt, daß dieses Kind nach Vollendung
der bestimmten Zeit für des Vaters ledigen Stand gebo-
ren wurde, und will also dem Begehren entspreche».

Pauli folgt, besonders da der Bittsteller reich, die
Mutter aber arm ist. Hübe r will zur Tagesordnung
gehen, weil kein Gesez die Heurachen verbietet. Koch
folgt Secretan. Andernsscrth stimmt Hubern bei.
Secretan beharret, weil ein altes Urtheil aufgehoben
werden muß. Sec r eta n s Antrag wird angenommen.

Das Disiriktsgencht Zollikoftn begehrt Verminde-
rung der Advokaten, Abschaffung ihres Ordens und
eine aus Teilische Grundsätze ßesiüzte Prozeßform. Auf
Vr 0 y e s Antrag wird diese Bittschrift der Commission
über den Civilrechtsgang zugewiesen.

iy Unterschriften von Iägernstorf im Kanton Bern,
fodern gleiche Rechte mit den begüterten Bauren an
den Gemcindgütcrn zu haben, indem diese ihnen ur-
sprünglich auch angehören. Auf A n d s r w e r r h s An-
trag wird diese Bittschrift an die Gemeindsgüterconzt
Mission gewiescu.

Die Muuiz-palität Etlingen im Kanton Bern,
begehrt die Zehntenscheucr und einige kleine Stücke Land
die dazu gehören, um ihre Schule verbessern zu können.



Akermaun fodert Verweisung an das Direktorium.
Koch stimmt bei, weil dieses ein Finanzgegenstand ist.
Dieser Antrag wird angenommen.

Sechs Dorfschaften des ehemaligen Zwings Hohem
rein im Kanton Luzern, begehren von der Zehntem
Loskaufung befreit zu bleiben. Man geht einmuthig
zur Tagesordnung.

Hans G fe ller von Koniz im Kanton Bern,
klagt wider eine ihm unrechtmäsilger Weise aufgelegte
Einregistrirungsgebühre. Auf B r o y e s Antrag wird
diese Bittschrift dem Direktorium zugesandt.

iZ Gemeinden des Distrikts Gtäfis im Kanton
Freyburg, wünsche» ihre gemeinschaftlichen Güter zu
theilen, und sich von der Stadt Stasis völlig trennen
zu können. B r o ye bemerkt, daß wir diesen Morgen
wider die jetzige Vertheilung der Gemeindgüter sprachen,
und federt daher Vertagung bis nach dem Gesez über
Vertheilung der Gemeindgüter. Thörin stimmt bei.
Dieser Antrag wird angenommen.

Grosser Rath, 24. Januar.
Präsident: Graf.

Folgendes Gutachchten wird in Berathung ge-
kommen.

Der grosse Rath an den Senat.
Der grosse Rath.

In Erwägung, daß die Constitut'on nnd die Be-
fêrdcrung des allgemeinen Wohls, die Freiheit des
Gewerbflcißes so viel als möglich erfordern. —

In Erwägung, daß die Gesetze dem Misbrauch
dieser und jeglicher Freiheit verbiegen, und sieurcn
sollen. —

In Erwägung, daß alle zu dem allgemeinen Vc-
sten das ihrige beitragen sollen; keinem aber das Opfer
seines ganzen rechkmäffigen Eigenthums zuzumachen ist,

hat beschlossen:

§ 1. Der Weinhandel im grossen ist allen Bürgern
ohne Unterschied erlaubt, unter dem Vorbehalt der
Gesetze, und der darauf zu legenden Abgaben.

§ 2. Es ist jedem Bürger erlaubt, den Wein von
seinen eigenen Reben, und andere Getränke, die er
ans seinen eignen Früchten gezogen hak, zu verkauft»
oder zu verwirchen, wie es ihm beliebt, unter Vor-
behalt der Gesetze.

§ Z. Diejenigen welche ihren eigenen Wem und
andere Getränke ausschenken wollen, sind gehalten,
die Municipalität zvvsr zu berichten, damit diese die
gehörige Poiizeiaufsichr darüber haben könne.

§ 4. Von dieser Erlaubniß den eignen Wein und
andere Getränke zu verwirchen, sind alle diejenigen
Gemeinden ausgenommen, in welchen bis auf den

iten Januar 179» keine solche Schenken statt gehabt
haben.

§ 5. Diejenigen, welche gekauften Wein oder an-
deres Getränk Maasweise verschenken oder verwirchen
wollen, müssen sich deßhalb bei den Munizipalitaten
melde».

§ 6. Sie müssen sich den Gesetzen der Polizeiver-
ordmmgen unterwerfen, und jährlich von der Ver-
waltungskammer des Kantons eine Patent losen, die
nicht höher als 16 Schwcizerftanken, nnd nicht wem-
ger als 8 bezahlt werden darf, die Verwaltungskam-
mer soll nach diesem Maassiab den Preis bestimmen.

K 7- In allen Gemeinden, in welchen bis den
«en Januar 1798 noch keine gesezlich erlaubte Pints
oder Weinschenke gewesen ist, darf kein Getränk vm-
Wirth« werden, wenn es nicht die Mehrheit der Bürs
ger selbst verlangt.

§ 8. In einzelnen abgelegenen, von der Haupt-
straße entfernten Häusern oder Höfen, wo bis anher
nicht Wein oder anderes Getränk verkauft worden,
darf durchaus kein Wein oder anderes Getränk ver-
Wirth« werden, ohne eine» besondern Beschluß der
Regierung.

§ 9> Es ist jedem Bürger erlaubt, Tavernen--
Wirthshäuser zu errichten, das heißt: Wein oder an-
deres Getränk auszuschenken/ und zugleich Fremde zu
bewirthen und zu beherbergen.

K 10. Er muß sich den hierüber zu verfügenden
Polizeigefttzen unterwerfen.

K 11.'Er muß die Anzeige seines Vorhabens der
Munizipalität des Orts machen, und dafür jährlich
eine Patent bei der Verwaitungskammer des Kantons
lösen. Die Wirthshauser in Hanptorten und die sehr
besucht werden, sollen für dieft Patente jährlich sechs!,
die Wirthshäuser in mittelmäßigen Gemeinden vier,
und die der kleinen Gemeinden zwei Duplonen bezah-
len. Die Verwaltungskammer wird die Wirthshäuser
in diese drei verschiedenen Klassen eintheilen, und zu
Handen des Staats über alle diese Gelder Rechnung
fuhren.

§ 12. Diejenigen, welche bisdahiîi Tavernenrechte
bcftsien haben, sollen die ersten zwanzig Jahre von
Losung der Patenten befreit seyn.

§ iz. Kein solches Privilegium kann von ftnem
Bürgerrecht abgeleitet werden.

§ 14. Diese Tavernenwirthe sind gleichfalls allen
Einschränkungen, welche der 7, 8 und 9te Art. des
gegenwärtigen Gesetzes vorschreiben, unterworfen.

iZ. Ueber die Polizeianstalten wegen den Mirths-
häuften, Pimm oder Weinschenken wird kin befände-
res Gesetz verfaßt werden.

§ 16. Diese Polizeianstalten sollen bis zu Versas-
lung eines solche!« Gesetzes der Regierung überlassei«,
oder nach den bisherigen Gesetzen und Uebungen be-
obacht« werden.

(Die Fortsetzung folgt.)
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